Deutscher Bundestag Drucksache 1 2/2798 

12. Wahlperiode 12.06.92 


Schriftliche Fragen 

mit den in der Woche vom 9. Juni 1992 
eingegangenen Antworten der Bundesregierung 

Verzeichnis der Fragenden 

Nummer 
der Frage 

.... 19 
.... 13 
. . 14, 17 
.... 21 
. . 15,16 
.... 20 
: ... 18 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Augustinowitz, Jürgen (CDU/CSU) 2 

Conradi, Peter (SPD) 3,4 

Eich, Ludwig (SPD) 5 

Dr. Enkelmann, Dagmar (PDS/Linke Liste) 1 

Gleicke, Iris (SPD) 6,7,8 

Homburger, Birgit (F.D.P.) 9 

Müller, Elmar (Kirchheim) (CDU/CSU) . . . 10,11,12 


Abgeordnete 

Raidel, Hans (CDU/CSU) 

Schmidbauer, Horst (Nürnberg) (SPD) 

Dr. Semper, Sigrid (F.D.P.) 

Stiegler, Ludwig (SPD) 

Weis, Reinhard (Stendal) (SPD) . . . . 

Wohlleben, Verena (SPD) 

Würzbach, Peter Kurt (CDU/CSU) . . 



Drucksache 12/2798 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Verzeichnis der Fragen nach Geschäftsbereichen der Bundesregierung 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 

Dr. Enkelmann, Dagmar (PDS/Linke Liste) 

Nichtbeantwortung des offenen Briefes von 

Dr. Detlef Dalk durch Bundeskanzler 

Dr. Helmut Kohl 1 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

Augustinowitz, Jürgen (CDU/CSU) 

Erkenntnisse über den Aufbau mafia- 
ähnlicher Organsiationen in der 
Bundesrepublik Deutschland 1 

Conradi, Peter (SPD) 

Verhinderung der rückwirkenden 

Gehaltserhöhung für deutsche 

EG-Beamte 3 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

Eich, Ludwig (SPD) 

Benachteiligung von Arbeitnehmern durch 
die Beschränkung der Eintragung eines 
Freibetrages auf der Lohnsteuerkarte .... 4 


Gleicke, Iris (SPD) 

Hintergründe für die von der Treuhand- 
anstalt bevorzugte Einzelprivatisierung 
der Glasring Thüringen AG 5 

Homburger, Birgit (F.D.P.) 

Rückgabe von Betrieben seit Inkrafttreten 

des Einigungs Vertrages 6 


Müller, Elmar (Kirchheim) (CDU/CSU) 

Verwendung der Geldspenden durch die 
Scientology-Church für gemeinnützige 


Zwecke 7 

Schmidbauer, Horst (Nürnberg) (SPD) 

Weitere Nutzung des US-Heeres- 

flugplatzes Feucht 8 


Seite 

Dr. Semper, Sigrid (F.D.P.) 

Sicherung der von den GUS-Streitkräften 
geräumten Objekte durch die Kommunen . . 8 

Weis, Reinhard (Stendal) (SPD) 

Erhöhung des Bürgschaftsrahmens der 
Treuhandanstalt für die Sanierung 
ostdeutscher Unternehmen 9 


Geschäftsbereich des Bundesministers der 

Verteidigung 

Dr. Semper, Sigrid (F.D.P.) 

Einberufungsfrist zum Grundwehrdienst 

in den neuen Bundesländern 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie 

und Senioren 

Würzbach, Peter Kurt (CDU/CSU) 

Mißbräuche beim Bezug von Sozial- 
leistungen 11 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Raidel, Hans (CDU/CSU) 

Beschleunigung von Genehmigungsver- 
fahren für raumbezogene Planungen .... 12 

Wohlleben, Verena (SPD) 

Änderung des Baugesetzbuches angesichts 
der Ablehnung des Baus eines Spielplatzes 
neben einem Kindergarten wegen des zu 
erwartenden Lärms 13 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 

Stiegler, Ludwig (SPD) 

Gründung einer Fachhochschule 
in Weiden/Oberpfalz 13 


II 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/2798 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS/Linke Liste) 


Aus welchen Gründen hat Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl bisher nicht auf den offenen Brief 
von Dr. Detlef Dalk vom 4. März 1992 geantwor- 
tet? 


Antwort des Staatsministers Anton Pfeifer 
vom 11. Juni 1992 

Auf den Brief von Herrn Dr. Dalk hat Bundesminister Friedrich Bohl im 
Namen des Bundeskanzlers Frau Dalk geantwortet. Darüber hinaus hat 
Bundesminister Friedrich Bohl mit der Mutter von Herrn Dr. Dalk 
korrespondiert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundesre- 
gierung, wie Gruppen der Organisierten Krimi- 
nalität beabsichtigen, die Bundesrepublik 
Deutschland mit „Mafia" -ähnlichen Strukturen 
zu überziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 5. Juni 1992 

Der Beantwortung der Frage stelle ich folgenden allgemeinen Hinweis 
voran: 

Organisierte Kriminalität stellt ein komplexes Kriminalitätsphänomen dar. 

Sie sucht sich dort ihre Betätigungsfelder, wo die Aussicht auf hohe Profite 
besteht. Dabei werden viele Kriminalitätsbereiche abgedeckt. Als Bei- 
spiele seien genannt, Rauschgifthandel, Waffenhandel, Diebstahl hoch- 
wertiger Güter, Prostitution, Schutzgelderpressung, Subventionsbetrug 
und illegales Glücksspiel. 

Die Organisierte Kriminalität arbeitet international und nutzt dabei unter- 
schiedliche Rechtsräume und innere staatliche Strukturen. 

Große internationale kriminelle Organisationen weisen Strukturmerk- 
male in der Art von Wirtschaftsunternehmen auf, die in „Fachabteilun- 
gen'' mit besonderen Aufgaben gegliedert sind. Die Arbeitsweise ent- 
spricht den speziellen Anforderungen des Betätigungsfeldes unter 
Berücksichtigung des Aufbaus und inneren Regelwerkes der kriminellen 
Gruppe. 
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Diese kurze Darstellung zeigt, daß die Frage nach dem „wie die Organi- 
sierte Kriminalität beabsichtigt, die Bundesrepublik Deutschland mit 
, Mafia' -ähnlichen Strukturen zu überziehen” sehr eng mit der Frage ver- 
bunden ist, welche kriminelle Organisation die Absicht hat, in welchem 
Deliktsbereich die Bundesrepublik Deutschland in ihre Aktivitäten einzu- 
beziehen. 

Es besteht darüber hinaus zudem die Problematik, hinter erkennbaren 
Einzelgeschehnissen den Verknüpfungsmechanismus festzustellen, der 
die Vermutung eines Zusammenhanges verschiedener Taten in Form der 
Organisierten Kriminalität indiziert. 

Vor diesem Hintergrund sind die Probleme der polizeilichen Erkenntnis - 
gewinnung im Bereich der Organisierten Kriminalität zu verstehen. 

Zur Frage selbst bemerke ich: 

wie aus der obigen Darstellung erkennbar ist, ist eine für alle Erschei- 
nungsformen der Organisierten Kriminalität gleich zutreffende Beschrei- 
bung der Methodik der Organisierten Kriminahtät nicht möghch. 

Selbst innerhalb der beispielhaft genannten Betätigungsfelder 
~ Rauschgifthandel und -Schmuggel 

- Waffenhandel 

- Kfz-Diebstahl und Verschiebung 

- Kunstdiebstahl 

- Prostitution und Menschenhandel 

- Erpressung (auch von „ Schutz gebühren " ) 

- Umweltdelikte (Beseitigung von Problemmüll) 

ist eine differenzierte Vorgehensweise zu beobachten. 

Es ist ein Merkmal der Organisierten Kriminahtät, sich den Umfeldbedin- 
gungen in ihrem Sinne „optimal" anzupassen. Allen bekannten Gruppie- 
rungen der Organisierten Kriminalität ist gemein, daß sie nach innen stark 
abgeschottet sind und über ein eigenes internes differenziertes Bezie- 
hungssystem verfügen, was eine Kontrolle von außen erschwert und eine 
effektive Kontrolle nach innen sicherstellt. 

Die Abschottung ermöglicht, für alle an der unmittelbaren Verwirklichung 
eines einzelnen Dehktes (z. B. Pkw-Diebstahl) nicht beteüigten Mitgheder 
der Organisation das Risiko klein zu halten, mit strafbaren Handlungen in 
Verbindung gebracht zu werden. 

Wenngleich die Organisierte Kriminalität in Deutschland nicht identisch 
ist mit den Formen, wie wir sie aus den USA, Italien oder Asien kennen, so 
entwickeln sich zunehmend gleichwertige Strukturen in Deutschland. 

Der Einfluß aus dem Ausland ist unübersehbar. Neben den italienischen, 
türkischen und jugoslawischen Gruppen sind Anzeichen für vermehrte 
Aktivitäten von Gruppen aus Polen, Rumänien, Bulgarien und den GUS- 
Ländern erkennbar. 

Der Anteil ausländischer Verdächtiger bei organisierten Straftaten liegt 
bei 50%. Dies ist deutlich höher als der Anteil ausländischer Tatverdäch- 
tiger an der Gesamtkriminahtät. 

In fast zwei Dritteln aller Verfahren ist festzustellen, daß Täter unter- 
schiedhcher Nationalitäten Zusammenwirken. 
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3. Abgeordneter Trifft es zu, daß EG-Beamte in Deutschland rück- 

Peter wirkend ab 1. Oktober 1991 eine Gehaltser- 

Conradi höhung von 12,5% bekommen sollen? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 5. Juni 1992 

Es ist nicht zutreffend, daß für die in Deutschland tätigen Beamten der EG 
eine generelle Gehaltserhöhung von 12,5% - rückwirkend zum 1. Okto- 
ber 1991 - festgesetzt wird. Vielmehr ergeben sich mögliche Gehaltsver- 
besserungen nur für eine beschränkte Gruppe von Beamten aus folgenden 
Gründen: 

Nach Artikel 64 des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten wird auf die Dienstbezüge der Beamten ein Berichtigungskoeffizient 
angewandt, der je nach Lebensbedingungen am Ort der dienstlichen Ver- 
wendung 100% oder einen höheren oder niedrigeren Hundertsatz be- 
trägt. 

Dieser Berichtigungskoeffizient dient der Gewährleistung der Kaufkraft- 
äquivalenzen zwischen den verschiedenen Dienstorten. Grundsätzlich 
wird der Berichtigungskoeffizient eines bestimmten Landes entsprechend 
den Lebenshaltungskosten in der Hauptstadt festgesetzt; für jene Orte, in 
denen eine ausreichend große Zahl von Beamten und Bediensteten der 
Gemeinschaften dienstlich verwendet werden, werden unter Zugrunde- 
legung der Lebenshaltungskosten dieser Orte gesonderte Berichtigungs- 
koeffizienten bestimmt. Bisher richtete sich der sog. Hauptstadtkoeffizient 
nach den Lebenshaltungskosten in Bonn; für in München, Karlsruhe und 
Berlin tätige Beamte gab es gesonderte Berichtigungskoeffizienten. 

Nachdem BerÜn gemäß Artikel 2 des Einigungsvertrages zur Hauptstadt 
der Bundesrepublik Deutschland erklärt wurde, ergibt sich zwangsläufig 
die Notwendigkeit, den Hauptstadtkoeffizienten nach den Lebenshal- 
tungskosten in Berlin festzulegen. Für die in Bonn, München oder Karls- 
ruhe tätigen Beamten gelten dann aber weiterhin die jeweils unterschied- 
lichen Ortskoeffizienten entsprechend den dortigen Lebenshaltungs- 
kosten. Bisher liegt der Bundesregierung jedoch noch kein konkreter 
Vorschlag der Kommission zur Anpassung des Hauptstadtkoeffizienten 
vor; eine Erörterung in der Arbeitsgruppe „Statut" des Rates wurde aus- 
gesetzt, um zunächst ausreichende Erkenntnisse über die durch die Zu- 
sammenfassung von Ost- und Westberlin veränderten Lebenshaltungs- 
kosten als Basis für den Hauptstadtkoeffizienten Gesamtberhns zu 
sammeln. Daher wurde für die letzte Gehaltsanpassung zum 1. JuÜ 1991 
weiterhin - vorbehaltlich der späteren Festsetzung des neuen Hauptstadt- 
koeffizienten - der Bonner Koeffizient als Hauptstadtkoeffizient zugrunde 
gelegt. 

Der bisherige Hauptstadtkoeffizient für Bonn liegt bei 95,1%, der für 
Berlin aufgrund der wesentlich höheren Lebenshaltungskosten z. Z. bei 
107,5%, also um 12,4% höher als in Bonn. 

Die zu erwartende Änderung betrifft zunächst im wesentlichen die in Ber- 
lin tätigen Beamten. 

Weiterhin ist nach jetziger Rechtslage für die Versorgungsbezüge gemäß 
Artikel 82 Abs. 1 des Statuts der Beamten der EG ungeachtet des Wohnorts 
der Hauptstadtkoeffizient maßgebend; somit sind auch die in Deutschland 
lebenden Pensionäre hiervon betroffen, falls diese Rechtslage unver- 
ändert bleibt. 
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4. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung dieser Gehaltser- 
höhung zugestimmt, und wenn nicht, welche 
Möglichkeiten sieht sie, diese Gehaltserhöhung 
zu vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 5. Juni 1992 


Der Bundesregierung liegt bisher kein Vorschlag der Kommission der EG 
vor, aus dem Einzelheiten zu der konkreten Umsetzung der erforderlichen 
Anpassung des Hauptstadtkoeffizienten zu entnehmen wären. 

Grundsätzlich entspricht die Anpassung der geltenden Rechtslage, so daß 
ihr zuzustimmen wäre. 

Es ist jedoch beabsichtigt, Bedenken ggf. gegen eine rückwirkende Fest- 
setzung zum 1. Oktober 1990 geltend zu machen, da der Hauptstadtwech- 
sel bisher keine merklichen Auswirkungen hatte und für die in Westberlin 
tätigen EG -Beamten bereits vor der Wiedervereinigung ein gesonderter 
Ortskoeffizient bestand. 

Weiterhin erwägt die Bundesregierung, eine Änderung der für die Versor- 
gungsbezüge geltenden Bestimmungen anzuregen, da es keine sach- 
lichen Gründe gibt, den Pensionären der EG den auf i. d. R. sehr hohen 
Lebenshaltungskosten beruhenden Hauptstadtkoeffizienten zu gewäh- 
ren. 

Da nach Artikel 212 des EWG- Vertrages eine Entscheidung des Rates zur 
Änderung des Statuts der Beamten der EG nur auf Vorschlag der Kommis- 
sion erfolgen kann, ist die Durchsetzung eines entsprechenden Vor- 
schlags schwierig; Änderungen eines Kommissionsvorschlags müssen 
vom Rat einstimmig beschlossen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


5. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesfinanzhofs im Beschluß vom 29. April 
1992, daß zumindest seit dem Wegfall des Arbeit- 
nehmerfreibetrags im Jahre 1990 die Benachteili- 
gung der Arbeitnehmer duch die Beschränkung 
der Eintragung eines Freibetrags auf der Lohn- 
steuerkarte gegenüber den Einkommensteuer- 
zahlern, die weitere Möglichkeiten zur Herabset- 
zung der Einkommen- Vorauszahlungen haben, 
nicht mehr gerechtfertigt werden kann, und wird 
die Bundesregierung eine Änderung der beste- 
henden gesetzlichen Vorschriften vorschlagen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 9. Juni 1992 


Bereits aufgrund der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
8. Oktober 1991 - 1 BvL 50/86 - (BGBl. I S. 2170) ist eine gesetzliche 
Neuregelung zur Eintragung eines Freibetrages auf der Lohnsteuerkarte 
wegen Verlusten aus Vermietung und Verpachtung erforderlich, um eine 
Gleichstellung von Lohnsteuerzahlern und Einkommensteuervorauszah- 
lem zu erreichen. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Gesetzesände- 
rung nach Abschluß der Abstimmungsgespräche mit den obersten Finanz- 
behörden der Länder vorzuschlagen. Eine gründliche Vorbereitung mit 
den Ländern ist erforderlich, weil diese in der Vergangenheit stets darauf 
hingewiesen haben, daß eine weitergehende Berücksichtigung von Ver- 
lusten im Lohnsteuerverfahren umfangreiche verwaltungsmäßige und 
organisatorische Auswirkungen hat. 


6. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, warum trotz eines vorliegenden und von 
Geschäftsleitung und Betriebsrat der Glasring 
Thüringen AG getragenen Konzepts zur Erhal- 
tung des Unternehmens im Verbund das zustän- 
dige Direktorat Optik/Keramik/Feinmechanik 
der Treuhandanstalt der Einzelprivatisierung den 
Vorzug gegeben hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 9. Juni 1992 


Die Treuhandanstalt hält nach intensiver Überprüfung sowie eingehender 
Erörterung mit dem Betriebsrat und dem Vorstand der Glasring Thüringen 
AG - in Übereinstimmung mit der Landesregierung Thüringen - das von 
der Geschäftsleitung vorgelegte MBO/MBI-Konzept nicht für tragfähig. 
Eine Weiterführung der Unternehmensgruppe im Verbund wird auch 
wegen der langfristig zu erwartenden hohen Verluste unter dem Gesichts- 
punkt der Wirtschaftlichkeit nicht für durchführbar gehalten. Demgegen- 
über ist bei einer Einzelprivatisierung der Tochterunternehmen der Glas- 
ring Thüringen AG eine erfolgreiche Entwicklung dieser Unternehmen zu 
erwarten. 

Die Präsidentin der Treuhandanstalt hat dem Vorstandsvorsitzenden der 
Glasring Thüringen AG am 25. Mai 1992 mitgeteüt, daß eine Verzögerung 
der Privatisierung aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht erfolgen 
dürfe. Die Treuhandanstalt hat einen externen Sachverständigen mit 
einem Vergleich der vorliegenden Konzepte beauftragt, um so eine unab- 
hängige Bewertung zu erhalten. 


7. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung Informationen bestä- 
tigen, nach denen der Leitungsausschuß der 
Treuhandanstalt die Glasring Thüringen AG als 
im Verbund sanierungsfähig eingestuft hat, und 
nach denen zwei namhafte Banken bereit waren, 
für die Weiterführung des Unternehmens im Ver- 
bund Kredite zu gewähren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 9. Juni 1992 


Es trifft zu, daß der Leitungsausschuß der Treuhandanstalt der Auffassung 
war, die Glasring Thüringen AG habe im Verbund die Chance der Sanie- 
rung. 

Nach den vorliegenden Informationen steht die Glasring Thüringen AG 
im Hinblick auf die Gewährung von Krediten bei einer Weiterführung des 
Unternehmens im Verbund mit verschiedenen Banken in Verhandlungen. 
Konkrete Finanzierungszusagen mit Eigenobligo der Banken sind aller- 
dings nicht bekannt. 


8. Abgeordnete 

Iris 

Gleiche 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Behaup- 
tung, daß einer der offensichtlich von der Treu- 
handanstalt präferierten Interessenten an einem 
Werk der dann ja zerstückelten Glasring Thürin- 
gen AG, nach Information der IG Chemie Kehl- 
heim ein überalterter Betrieb ist, der Zahlungs- 
schwierigkeiten hat, der Probleme hat, die Löhne 
und Gehälter zu zahlen, der mit diesen Löhnen 
und Gehältern teilweise zwei bis drei Monate im 
Rückstand ist und dessen Geschäftsleitung an- 
geblich erklärt hat, man beabsichtige, mit Förder- 
mitteln, die man im Zusammenhang mit der 
Übernahme eines Werkes aus der Glasring er- 
warte, die ausstehenden Löhne und Gehälter zu 
zahlen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 9. Juni 1992 


Die Behauptung, einer der potentiellen Investoren sei ein überalterter 
Betrieb und habe Zahlungsschwierigkeiten etc., ist nicht zutreffend. Der 
Treuhandanstalt liegt eine Erklärung der IG Chemie Kehlheim vor, daß 
die von ihr im Zusammenhang mit dem Investor auf gestellten Behauptun- 
gen zurückgenommen und nicht mehr aufrechterhalten oder verbreitet 
werden. 


9. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Wie viele Übergaben von Betrieben an Rücküber- 
tragungsberechtigte sind seit Inkrafttreten des 
Einigungsvertrages bisher tatsächlich erfolgt, 
und zwar aufgelistet nach land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieben und sonstigen Betrieben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 9. Juni 1992 


Seit Inkrafttreten des Einigungsvertrages hat die Treuhandanstalt über 
insgesamt 1392 vermögensrechtliche Ansprüche auf die Restitution von 
Unternehmen entschieden. Bei 20 Unternehmen handelte es sich um land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe. 
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10. Abgeordneter 

Elmar 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit ist der Bundesregierung bekannt, ob 
die der Scientology-Church gespendeten Geld- 
mittel tatsächlich für gemeinnützige Zwecke ver- 
wendet werden? 


11. Abgeordneter 

Elmar 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 


Ist es möglich, daß die Scientology-Church die ihr 
zur Verfügung stehenden Spendenmittel ohne 
Schwierigkeiten in größerem Umfang ins Aus- 
land transferieren kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Juni 1992 

Die Bundesregierung ist über die Tätigkeit der „Scientology- Kirche 
Deutschland e. V. " und ihrer Unterghederungen und über ihre steuerliche 
Behandlung unterrichtet. Wegen des Steuergeheimnisses (§ 30 der Abga- 
benordnung) ist es mir jedoch versagt, eine Auskunft über die Verwen- 
dung von Spendenmitteln durch diesen Verein zu geben. Allgemein darf 
ich jedoch darauf hinw eisen, daß die Vorschriften des steuerlichen Ge- 
meinnützigkeits- und Spendenrechts über die Verwendung von Spenden 
im In- und Ausland nur anwendbar sind, wenn die Spenden steuerbegün- 
stigt sind und der Spendenempfänger als gemeinnützig anerkannt ist. 
Vereine, die nicht als gemeinnützig anerkannt sind und keine steuerbe- 
günstigten Spenden erhalten, unterliegen insoweit bei der Verwendung 
ihrer Mittel keinen Beschränkungen. 


12. Abgeordneter 

Elmar 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 


Gibt es seitens der Bundesregierung Bestrebun- 
gen, die Scientology-Church einer stärkeren 
Kontrolle zu unterwerfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Juni 1992 

Die Bundesregierung beobachtet kontinuierlich die Entwicklung auf dem 
Gebiet der sogenannten „Jugendreligionen/ Jugendsekten". Im Blick auf 
die festgisstellten wachsenden Aktivitäten der „Scientology- Kirche 
Deutschland e.V." - insbesondere in den neuen Bundesländern - widmet 
die Bundesregierung dieser Gruppierung verstärkte Aufmerksamkeit. Die 
Bundesregierung wird ihre Informations- und Aufklärungsarbeit - auch 
mit Blick auf „Scientology" - künftig weiter verstärken. In diesem Zusam- 
menhang wird auf die 63. Konferenz der Justizminister und -Senatoren 
vom 18. bis 21. Mai 1992 verwiesen, bei der u. a. eine strafrechtliche Über- 
prüfung des Gebarens der „ Scientology- Kirche Deutschland e.V." zur 
Debatte stand. Die Justizministerinnen und -minister haben dabei die Auf- 
fassung vertreten, daß alle rechtlichen Möglichkeiten zum Schutz der von 
dieser oder vergleichbaren Organisationen angeworbenen Personen aus- 
geschöpft werden müssen. Sie haben den Unterausschuß „ Organisation 
der Staatsanwaltschaft" beauftragt, Methoden und Handlungsweisen der 
„Scientology- Kirche Deutschland e.V." zu prüfen. Ferner ist die Konfe- 
renz der Innenminister und -Senatoren um Prüfung gebeten worden, ob 
die Ziele und Methoden der „Scientology-Kirche Deutschland e. V." eine 
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Beobachtung durch Verfassungsschutzbehörden notwendig machen. Die 
Konferenz der für das Gesundheitswesen zuständigen Minister und Sena- 
toren ist überdies um Prüfung gebeten worden, inwieweit das Instrumen- 
tarium des bestehenden Gesundheits- und Arzneimittelrechts geeignet 
ist, den von der „Scientology-Kirche Deutschland e.V." auf somatischen 
und psychischen Gebieten durchgeführten Behandlungsmethoden zu 
begegnen. 


13. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Welche Nutzungsalternativen bei der zukünf- 
tigen Verwendung des MUNA-Geländes Feucht 
bzw. des ehemahgen US-Heeresflughafens 
Feucht strebt die Bundesregierung an, und ist 
eine weitere Nutzung als Flugplatz dabei aus- 
geschlossen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 4. Juni 1992 

Der Flughafen Feucht wird in der zweiten Jahreshälfte 1992 an den Bund 
zurückgegeben. Ein militärischer Anschlußbedarf besteht voraussichtlich 
nicht. Die Liegenschaft wird sodann dem allgemeinen Grundvermögen 
des Bundes zugeführt werden. Wegen einer zivilen Weiternutzung wurde 
das Luftfahrtbundesamt angeschrieben. Die Antwort steht noch aus. 

Auch das MUNA-Gelände Feucht wird im Laufe der zweiten Jahreshälfte 
1992 zurückgegeben. Einen weiteren militärischen Bedarf haben die US- 
Streitkräfte nur am Treibstofflager angemeldet. Die Bundeswehr hat 
voraussichthch keinen Bedarf. Da sich die Liegenschaft über mehrere 
Gemeindebezirke erstreckt, bundes- und landeseigene Liegenschaften 
umfaßt, hat das Landratsamt Nürnberger- Land eine Planungsgruppe 
gebildet, an der die Gemeinden mitwirken. Die Planungsgruppe hat noch 
keine konkreten Vorschläge erarbeitet. Über die weitere Nutzung des 
MUNA-Geländes Feucht kann deshalb noch keine Aussage gemacht wer- 
den. 


14. Abgeordnete 

Dr. Sigrid 

Semper 

(F.D.P.) 


Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu 
unternehmen, um die Kommunen in die Lage zu 
versetzen, die von den GUS -Streitkräften 
geräumten Objekte bis zu einer endgültigen 
Übernahme angemessen zu sichern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 4. Juni 1992 


Die Westgruppe der Truppen (WGT) übergibt die von ihr genutzten Lie- 
genschaften nach Artikel 8 Abs. 5 des Aufenthalts- und Abzugsvertrages 
vom 12. Oktober 1990 (BGBl. I 1991, S. 256 ff.) den deutschen Behörden, 
sobald sie im Zusammenhang mit dem Truppenabzug nicht mehr benötigt 
werden. Zuständige deutsche Behörden sind die dem Bundesministerium 
der Finanzen nachgeordneten Behörden der Bundesvermögensverwal- 
tung. Die Bewachung übernommener WGT-Liegenschaften obliegt im 
Rahmen der Verkehrssicherungspflicht der Bundesvermögensverwal- 
tung, die in geeigneten Fällen private Bewachungsunternehmen beauf- 
tragt. 
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Die Bewachung bereits geräumter Liegenschaften obliegt bis zur Über- 
gabe an die Behörden der Bundes vermögensverwaltimg der WGT. Die 
Bundesregierung hat das Oberkommando der WGT erst kürzlich gebeten, 
bereits geräumte Liegenschaften schnellstmöglich der deutschen Seite zu 
übergeben und bis zur Übergabe der Liegenschaften eine ordnungs- 
gemäße Bewachung zu gewährleisten. 


15. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Ist nach Ansicht der Bundesregierung davon aus- 
zugehen, daß die finanziellen Möglichkeiten der 
öffentlichen Hand bzw. der Treuhandanstalt im 
Hinblick auf den ebenfalls bestehenden Sanie- 
rungsauftrag für ostdeutsche LFnternehmen sowie 
den daraus resultierenden Belastungen unter den 
derzeit gegebenen Bedingungen nicht in ausrei- 
chendem Maße für eine aktive Sanierung zur 
Verfügung stehen, und welche Schlußfolgerun- 
gen zieht die Bundesregierung im gegebenen 
Falle aus diesen Überlegungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Juni 1992 

Innerhalb ihres vorgegebenen finanziellen Gesamtrahmens kommt die 
Treuhandanstalt ihrem Sanierungsauf trag in angemessener und verant- 
wortungsvoller Weise nach. Sanierung heißt dabei u. a., Entschuldung 
und dadurch Ausstattung mit einem branchenüblichen Eigenkapital im 
Rahmen der Feststellung der DM-Eröffnungsbilanzen, Unterstützung mit 
Management-know-how sowie Hilfestellungen durch Liquiditätskredite, 
durch Exportfinanzierung und bei Sozialplänen. Mit diesen Hilfen sollen 
die Erschwernisse beseitigt werden, die im Wegfall der Exportmärkte in 
Osteuropa, in einer nicht marktgerechten Produkt- und Preispolitik, in 
einem verzögerten Vertriebsaufbau sowie in einer unzureichenden Pro- 
duktivität und insofern in einem relativ hohen Personalkostenaufwand 
liegen. Eine erfolgreiche Sanierung der Unternehmen kann nicht zentral 
gesteuert werden, sondern muß in den einzelnen Unternehmen vor Ort 
erfolgen. Alles in allem wird die Treuhandanstalt von Mitte 1990 bis Ende 
diesen Jahres 50 Mrd. DM an Sanierungs- und Restrukturierungsleistun- 
gen erbracht haben. 

Die Durchführung eines tragfähigen und zukunftorientierten Unterneh- 
menskonzeptes ist noch in keinem Fall daran gescheitert, daß die Treu- 
handanstalt die hierzu erforderlichen finanziellen Mittel verweigert hätte. 


16. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Ließe sich der verfügbare Bürgschaftsrahmen der 
Treuhandanstalt in stärkerem Maße erhöhen als 
derzeit vorgesehen, wenn die Altschulden im 
oben genannten Sinne in direkte öffentliche Ver- 
antwortung überstellt werden, und im gegebe- 
nen Falle in welcher Höhe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Juni 1992 

Es gibt keinen unmittelbaren Zusammenhang zwischen der Gewährung 
von Bürgschaften und der Übernahme von Altkrediten durch die Treu- 
handanstalt. Bürgschaften stellen Eventualverbindlichkeiten der Treu- 
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handanstalt dar und werden grundsätzlich nur subsidiär eingesetzt. Mit 
Bürgschaften wird die Fremdkapitalbeschaffung der Unternehmen unter- 
stützt. Die Entschuldung von Altkrediten dagegen führt unmittelbar zu 
einem Gläubigerwechsel und dient vor allem der Ausstattung der Unter- 
nehmen mit einem angemessenen Eigenkapital. Diese Entschuldung 
erfolgt im übrigen außerhalb des der Treuhandanstalt eingeräumten Kre- 
ditrahmens. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


17. Abgeordnete 

Dr. Sigrid 

Semper 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß entgegen 
der üblichen Sechs-Monats- Frist vor der Einberu- 
fung zum Grundwehrdienst im Beitrittsgebiet der 
Zeitraum zwischen den Vorankündigungen und 
der faktischen Einberufung für die Personen- 
gruppe, deren Musterung mindestens zwei 
Jahre zurückliegt (NVA-Gemusterte) oft nur 8 bis 
14 Tage beträgt, und wie gedenkt sie diesen 
Zustand zu beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 5. Juni 1992 


Mit Eingang der Stellenbesetzungslisten ca. viereinhalb Monate vor dem 
jeweiligen Dienst eintrittstqrmin beginnen die Kreiswehrersatzämter mit 
der Einplanung und Einberufung der Wehrpflichtigen. Wehrpflichtigen, 
die nicht als Ersatz für Ausfälle vorbenachrichtigt sind, muß der Einbe- 
rufungsbescheid vier Wochen vor dem Diensteintrittstermin zugestellt 
sein. In der Regel geschieht dies jedoch erhebhch früher. 

Gleichzeitig werden die als „Ersatz für Ausfälle" vorgesehenen Wehr- 
pflichtigen schrifthch davon unterrichtet, daß sie kurzfristig bis zu einem 
jeweils festgelegten Termin bis etwa zehn Tage vor dem Diensteintritts- 
termin mit ihrer Einberufung rechnen müssen. Die frühzeitige Versen- 
dung der Vorankündigung hat den Sinn, daß sowohl der Wehrpflichtige 
als auch dessen Arbeitgeber sich auf die Einberufung einstellen können. 
Fällt ein Wehrpflichtiger für die Einberufung - aus welchen Gründen auch 
immer - aus, rückt bis zum Stichtag ein Wehrpflichtiger, der eine Voran- 
kündigung erhalten hat, nach. Die Bundeswehr kann aus Gründen der 
Bedarfsdeckung auf diese kurzfristigen Einberufungen nicht verzichten. 

Insoweit bestehen keine Unterschiede zwischen den Einberufungsverf äh- 
ren in den alten Bundesländern und im Beitrittsgebiet. 

Wehrpflichtige, die nicht innerhalb von zwei Jahren nach der Musterung 
einberufen werden, sind vor ihrer Einberufung zu hören und auf Antrag 
oder, soweit sich von Amts wegen Anhaltspunkte für eine Veränderung 
des Gesundheitszustandes ergeben, erneut musterungsärztlich zu unter- 
suchen. 
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Im Beitrittsgebiet werden daher ab 1. Juli 1992 im Falle einer früheren 
Musterung durch die Wehrkreiskommandos der NVA nur noch Wehr- 
pflichtige zum Grundwehrdienst einberufen, wenn sie eine Überprü- 
fung suntersuchung durch die Kreiswehrersatzämter durchlaufen haben. 

Eine Sechs-Monats-Frist ist dem Einberufungsverfahren zum Grundwehr- 
dienst fremd. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Famiiie 
und Senioren 


18. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung in 
den letzten Jahren ergriffen, um vorsätzliche 
Mißbräuche beim Bezug von Sozialleistungen, 
Arbeitslosengeld u. a. zu unterbinden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 9. Juni 1992 

Die Bundesregierung mißt der Bekämpfung von Leistungsmißbräuchen 
einen hohen Stellenwert bei. 

Im einzelnen ist folgendes festzuhalten: 

Die Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes ist Sache der Länder, die 
verpflichtet und auch von sich aus daran interessiert sind, bei der Bewilli- 
gung von Leistungen Mißbräuche zu verhindern. Nach Auffassung der 
Bundesregierung reichen die Regelungen des geltenden Rechts aus, um 
grundsätzlich einer mißbräuchlichen Inanspruchnahme von Leistungen 
der Sozialhilfe entgegenzu wirken. 

Wenn Sozialhilfe und andere Sozialleistungen durch vorsätzlich falsche 
Angaben erlangt werden, ist dies strafrechtlich zu verfolgen und zu ahn- 
den. Trotz Strafandrohung wird sich vorsätzlicher Mißbrauch aber nicht 
vollständig ausschließen lassen. 

Früheren Hinweisen auf eine mögliche mißbräuchliche Inanspruchnahme 
der Sozialhilfe durch Ausländer ist die Bundesregierung mit Hilfe der 
Kommunalen Spitzenverbände nachgegangen. 

Die Änderung des § 120 Abs. 4 BSHG zum 1. Januar 1991 bezweckt, den 
mißbräuchlichen mehrfachen Bezug von Sozialhilfe durch einzelne Asyl- 
bewerber zu verhindern. Hierzu verweise ich ergänzend auf meine Ant- 
wort vom 29. August 1991 auf eine entsprechende Anfrage des Abgeord- 
neten Austermann (Drucksache 12/1099 S. 28). 

Vom Bundesministerium für Familie und Senioren und von der Bundes- 
anstalt für Arbeit wurden im Bereich des öffentlichen Dienstes Durchfüh- 
rungsanweisungen, die im wesentlichen bundes einheitlich sind, zum 
Bundeskindergeldgesetz erlassen. Diese Durchführungsanweisungen 
sind nach Hinweisen, die durchführende Stellen, Vorprüfstellen oder der 
Bundesrechnungshof auf möglichen Mißbrauch gaben, im Laufe der Jahre 
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ergänzt und weiterentwickelt worden. Antrags- und Erklärungsvordrucke 
wurden verbessert, und zusätzhche Urkunden und Bescheinigungen wur- 
den angefordert. Damit sind die Durchführungsanweisungen so ausge- 
staltet, daß nur in Fällen gezahlt wird, in denen die Anspruchs- 
voraussetzungen nachgewiesen werden. 

Vorsätzlicher Mißbrauch - etwa durch Urkundenfälschung - kann auch 
hier nicht vollständig ausgeschlossen werden; er wird bei Bekanntwerden 
ausnahmslos strafrechthch verfolgt. Entsprechendes gilt für die Zahlung 
von Unterhaltsleistungen nach dem Unterhaltsvorschußgesetz und nach 
dem Bundeserziehungsgeldgesetz, die ausschließhch von den Ländern im 
Auftrag und nach Richtlinien des Bundes ausgeführt werden. 

Die Regierungskoalition aus CDU/CSU und F.D.P. hat eine Arbeitsgruppe 
zur Bekämpfung des Leistungsmißbrauchs bei Arbeitslosigkeit und zur 
Verbesserung der Arbeitsmarktstatistik eingesetzt. Die Arbeitsgruppe hat 
der Bundesregierung und der Bundesanstalt für Arbeit Vorschläge zu 
einer verbesserten Bekämpfung des Leistungsmißbrauchs gemacht. Sie 
regt z. B. an, Organisationseinheiten bei der Bundesanstalt für Arbeit zu 
schaffen, deren Hauptaufgabe die Bekämpfung des Leistungsmißbrauchs 
ist. Außerdem sollen in Betrieben Außenprüfungen durchgeführt und die 
Aufdeckung von Scheinselbständigkeit verstärkt werden. Zur Zeit wird 
geprüft, wie diese Vorschläge umgesetzt werden können. 

Nicht zuletzt die Solidargemeinschaft der Beitragszahler kann erwarten, 
daß Leistungen nicht zu Unrecht gewährt werden. Die Bekämpfung des 
Leistungsmißbrauchs ist eine wichtige Aufgabe der Bundesanstalt für 
Arbeit. Diese Aufgabe wurde in den letzten Jahren verstärkt wahrgenom- 
men. Insbesondere der verstärkte Einsatz der elektronischen Datenver- 
arbeitung, der Abgleiche zwischen den Beschäftigten- und Leistungs- 
empfängerdateien gestattet (sog. DALEB -Verfahren), aber auch Außen- 
prüfungen in Betrieben und gezielte Meldekontrollen tragen in immer 
größerem Maße dazu bei, daß ein unberechtigter Leistungsbezug aufge- 
deckt wird. 

Im Rahmen des DALEB- Verfahrens wurden von Januar bis Oktober 1991 
132 127 Fälle aufgedeckt, in denen die Bundesanstalt für Arbeit Lei- 
stungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz in einer Gesamthöhe von 
68,2 Mio. DM (einschl. Krankenversicherungs- und Renten Versicherungs- 
beiträge) aufgrund mißbräuchlicher Anträge ausgezahlt hatte. Bei 
53100 Außenprüfungen im Jahre 1991 konnten 39700 Mißbrauchsfälle 
aufgedeckt werden. Dabei ergaben sich Leistungsüberzahlungen durch 
die Bundesanstalt für Arbeit in Höhe von 33,8 Mio. DM sowie rückständige 
Sozialversicherungsbeiträge in Höhe von 16,9 Mio. DM. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


19. Abgeordneter 
Hans 
Raidel 
(CDU/CSU) 


Was wird zur Zeit getan, um Genehmigungs- 
verfahren für raumbezogene Planungen zu be- 
schleunigen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 3. Juni 1992 


Das Verfahren der Bauleitplanung ist durch das zeitlich befristete BauGB- 
MaßnahmenG vom 17. Mai 1990 vereinfacht worden. Dieses ermöglicht 
nicht nur kürzere Beteiligungsfristen, sondern eröffnet daneben auch ver- 
fahrensmäßige Erleichterungen wie z. B. den vorzeitigen Bebauungsplan, 
der der Deckung eines dringenden Wohnbedarfs dienen soll. Den neuen 
Ländern ist mit dem Vorhaben- und Erschließungsplan darüber hinaus ein 
weiteres Instrument zur Beschleunigung der städtebaulichen Entwick- 
lung an die Hand gegeben. Die Bundesregierung prüft zur Zeit, inwieweit 
die Regelungen des Maßnahmengesetzes verlängert, erweitert Und auf 
die neuen Länder ausgedehnt werden sollten. 

Im übrigen unterstützt die Bundesregierung die Bemühungen der Länder 
und Gemeinden, bessere Abstimmungs- und Koordinationsabläufe inner- 
halb der Verwaltungen zu erreichen. 


20. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung wegen eines Urteils 
des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes (Az: 
26 cs 90.2930), in dem der Bau eines Spielplatzes 
an einem Kindergarten wegen des zu erwarten- 
den Lärmes abgelehnt wurde, die Notwendig- 
keit, Änderungen beim Baugesetzbuch und/oder 
der Baunutzungsverordnung durchzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 4. Juni 1992 


Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist so- 
wohl in einem reinen als auch in einem allgemeinen Wohngebiet die Ein- 
richtung eines Kinderspielplatzes grundsätzlich zulässig. Die mit einer 
bestimmungsgemäßen Nutzung eines Kinderspielplatzes verbundenen 
Beeinträchtigungen sind von den Nachbarn grundsätzlich hinzunehmen. 
Nur in einem besonders gelagerten Einzelfall kann die Einrichtung eines 
Kinderspielplatzes nach § 15 Abs. 1 BauNVO unzulässig sein oder - um 
Interessenkonflikte auszugleichen - Nutzungsbeschränkungen beispiels- 
weise in zeitlicher Hinsicht bedürfen (BVerwG Urt. v. 12. Dezember 1991 
- 4 C 5.88 ~). Die Bundesregierung sieht daher keine Notwendigkeit, 
das Baugesetzbuch oder die Baunutzungsverordnung im Hinblick auf die 
Zulässigkeit von Kinderspielplätzen zu ändern. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


21. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Wie ist aus der Sicht der Bundesregierung der 
Stand der Vorbereitung der Gründung einer 
Fachhochschule in Weiden/ Amberg/Oberpfalz, 
und bis wann ist mit einem Votum des Wissen- 
schaftsrates zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Torsten Wolfgramm 
vom 4. Juni 1992 

Der Stand der Vorbereitung der Gründung einer Fachhochschule am Dop- 
pelstandort Weiden/ Amberg entspricht dem Stand der Vorbereitungen 
der übrigen vorgesehenen Fachhochschulneugründungen in Bayern. Die 
ingenieurwissenschafthchen Studiengänge sollen am Standort Amberg, 
die betriebswirtschaftlichen Studiengänge am Standort Weiden angesie- 
delt werden. Wie bei den anderen Standorten auch, wird der Bayerische 
Staatsminister für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst einen Struk- 
turbeirat berufen, dem neben den Oberbürgermeistern der beiden betei- 
ligten Städte Sachverständige aus der Region und Professoren anderer 
Fachhochschulen angehören. Der Strukturbeirat soll insbesondere Emp- 
fehlungen zur Feinstruktur der Studiengänge, gutachterliche Stellung- 
nahmen zu den Standorten Weiden und Amberg sowie Vorschläge für die 
Bauplanung erarbeiten. Nach Auskunft des Bayerischen Staatsministe- 
riums soll die konstituierende Sitzung des Strukturbeirats noch im Juni 

1992 stattfinden. Seine Empfehlungen werden für den Spätherbst d. J. 
erwartet. 

Mit einer Empfehlung des Wissenschaftsrates wird im Laufe des Jahres 

1993 zu rechnen sein. 


Bonn, den 12. Juni 1992 
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